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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

18.10.1995 

Geschäftszahl 

95/21/0183 

Rechtssatz 

Der VwGH vermag nicht zu erkennen, warum unter Bedachtnahme auf die im Beschwerdefall für die Erlassung 
des Aufenthaltsverbotes maßgeblichen Umstände (Verwirklichung des Tatbestandes des § 18 Abs 2 Z 8 FrG 
1993 sowie unrechtmäßiger Aufenthalt in Österreich seit ungefähr zehn Monaten) der Wegfall des Grundes für 
diese Maßnahme unter der Voraussetzung künftigen Wohlverhaltens des Fremden erst nach Ablauf der 
gesetzlichen Höchstdauer von zehn Jahren angenommen werden könne. 


